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Sehr geehrte Damen und Herren! 
 
Mit Schreiben vom 26.06.2026, bei der Österreichischen Notariatskammer am 29.06.2026 
eingelangt, hat das Bundesministerium für Finanzen den Entwurf eines Bundesgesetzes mit dem 
das Glücksspielgesetz und das Telekommunikationsgesetz 2021 geändert wird, übermittelt und 
ersucht, dazu bis 15.07.2026 eine Stellungnahme abzugeben. 
 
Die Österreichische Notariatskammer bedankt sich für die Möglichkeit, sich zum vorliegenden 
Entwurf äußern zu können, und erlaubt sich, nachstehende 
 

Stellungnahme 
 
abzugeben: 
 
Die vorgesehene Neugestaltung des Glücksspielrechts und insbesondere die Öffnung des Online-
Glücksspielmarktes für mehrere Konzessionsinhaber stellt einen wesentlichen Systemwechsel 
dar. Mit der Ausweitung des Marktes kommt der Sicherstellung transparenter, 
manipulationssicherer und nachvollziehbarer Spielabläufe besondere Bedeutung zu. Aus Sicht 
der Österreichischen Notariatskammer sollte der Entwurf daher hinsichtlich der unabhängigen 
Kontrolle technisch festgelegter Spielsysteme ergänzt werden. 
 
Nach geltendem Recht unterliegen gemäß § 16 Abs 10 Glücksspielgesetz insbesondere 
Lottoziehungen, Zusatzspiel, Klassenlotterie, Bingo sowie Zahlenlotto einer Aufsicht durch einen 
öffentlichen Notar. Damit wird jener zentrale Vorgang, der für sämtliche Spielteilnehmer das 
Spielergebnis bestimmt, unabhängig überwacht und beweissicher dokumentiert. Diese 
gesetzliche Regelung trägt wesentlich zum Vertrauen in die Integrität der Spielabwicklung bei. 
 
Im Bereich des Online-Glücksspiels erfolgt die Ermittlung der Spielergebnisse nicht durch 
einzelne Ziehungen, sondern ausschließlich durch komplexe technische Systeme, Spielsoftware 
und Zufallszahlengeneratoren. Der Entwurf sieht hierfür zwar behördliche Kontrollinstrumente, 
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insbesondere ein Online-Aufsichtssystem sowie einen Safe-Server zur unveränderlichen 
Erfassung sämtlicher Spielvorgänge, vor. Eine gesetzlich vorgesehene unabhängige Prüfung der 
eingesetzten Spielsoftware und Zufallszahlengeneratoren vor deren erstmaliger Inbetriebnahme 
sowie nach wesentlichen Änderungen einschließlich einer verbindlichen Freigabe des konkreten 
Softwarestandes ist jedoch nicht ausdrücklich vorgesehen. 
Ein solches Prüfmodell kann an bereits bestehende Kontrollinstrumente des Glücksspielgesetzes 
anknüpfen. So kann nach geltendem § 12a Abs 4 Glücksspielgesetz eine technische Überprüfung 
von Video Lotterie Terminals, der darauf eingesetzten Software und ihrer zentralen Vernetzung 
vorgenommen oder die Vorlage eines unabhängigen technischen Gutachtens verlangt werden. 
Zudem sind Quellcodes oder Referenzprogramme der Spielprogramme gesondert vorab zu 
hinterlegen. Diese funktionalen Elemente sollten für den künftig geöffneten Online-
Glücksspielmarkt weiterentwickelt und mit einem notariell beaufsichtigten Prüf-, Freigabe- und 
Hinterlegungsverfahren verbunden werden. 
 
Aus Sicht der Österreichischen Notariatskammer sollte für diese zentralen technischen Systeme 
ein Prüfmodell geschaffen werden, das der Bedeutung der zugrunde liegenden Spielentscheidung 
entspricht. Die Integrität der eingesetzten Software bildet die Grundlage sämtlicher Spielvorgänge 
und verdient daher zumindest jenes Maß an unabhängiger Kontrolle, dass das Glücksspielgesetz 
bereits heute für klassische Ziehungen vorsieht. 
 
Die Österreichische Notariatskammer regt daher an, die erstmalige Inbetriebnahme sowie jede 
wesentliche Änderung eines Online-Spielsystems von einem formalisierten, vom öffentlichen 
Notar zu leitenden Prüf- und Freigabeverfahren abhängig zu machen. Der geprüfte Systemstand 
sollte erst nach Ausfertigung einer notariellen Freigabebestätigung eingesetzt werden dürfen. 
 
Dem öffentlichen Notar sollte die unabhängige Leitung und Verantwortung für die 
ordnungsgemäße Durchführung des gesamten Prüf-, Freigabe-, Hinterlegungs- und 
Kontrollverfahrens obliegen. Zur fachtechnischen Prüfung des Systemstandes einschließlich 
Source Code, Referenzprogramm, ausführbarer Komponenten, Zufallszahlengeneratoren und 
maßgeblicher Konfigurationen hätte er einen unabhängigen, entsprechend qualifizierten 
technischen Sachverständigen beizuziehen. Dieser hätte den Systemstand inhaltlich auf seine 
Übereinstimmung mit den gesetzlichen und den aufgrund dieses Bundesgesetzes festgelegten 
technischen Anforderungen zu prüfen und die fachliche Verantwortung für das Ergebnis seiner 
technischen Beurteilung zu tragen. Der öffentliche Notar hätte insbesondere die Identität und 
Unabhängigkeit des Sachverständigen, die eindeutige Identifizierung des geprüften 
Systemstandes sowie die Vollständigkeit der Prüfunterlagen zu kontrollieren und den gesamten 
Verfahrensablauf beweissicher zu dokumentieren. Auf Grundlage eines positiven technischen 
Gutachtens und seiner eigenen rechtlichen und formellen Prüfung hätte der Notar die 
Freigabebestätigung für den eindeutig bezeichneten Systemstand auszufertigen. 

Das technische Prüf- und notarielle Freigabeverfahren sollte insbesondere umfassen: 

• die eindeutige Identifizierung des prüfgegenständlichen Systemstandes einschließlich 
Source Code, Referenzprogramm, ausführbarer Komponenten, Zufallszahlengeneratoren 
und maßgeblicher Konfigurationen, insbesondere durch Versionskennzeichnung und 
kryptografische Prüfsummen, 

• die inhaltliche technische Prüfung dieses Systemstandes durch einen vom öffentlichen 
Notar beizuziehenden unabhängigen, entsprechend qualifizierten technischen 
Sachverständigen auf Übereinstimmung mit den gesetzlichen und den aufgrund dieses 
Bundesgesetzes festgelegten technischen Anforderungen, 
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• die notarielle Leitung, Überwachung und beweissichere Dokumentation des 
Prüfverfahrens, einschließlich der Feststellung der Identität und Unabhängigkeit des 
Sachverständigen sowie der Vollständigkeit des technischen Gutachtens, 

• die Ausfertigung einer notariellen Freigabebestätigung für den eindeutig bezeichneten 
Systemstand auf Grundlage eines positiven technischen Gutachtens, deren Vorliegen 
zwingende Voraussetzung für den Einsatz dieses Systemstandes ist, 

• die manipulationssichere Dokumentation und dauerhafte Hinterlegung des freigegebenen 
Systemstandes samt Gutachten, Source Code, Referenzprogramm, ausführbarer 
Referenzversion, maßgeblichen Konfigurationen, Prüfsummen und notariellem 
Prüfprotokoll beim öffentlichen Notar oder in einem unter notarieller Verantwortung 
geführten, besonders gesicherten zentralen elektronischen Archiv, 

• die Veranlassung und Überwachung einer regelmäßigen sowie nach jeder wesentlichen 
Änderung durchzuführenden technischen Prüfung durch den öffentlichen Notar, ob der 
tatsächlich eingesetzte Systemstand mit der hinterlegten und freigegebenen 
Referenzversion übereinstimmt, 

• die Veranlassung und Überwachung anlassbezogener und unangekündigter Prüfungen 
durch den öffentlichen Notar, insbesondere auf Anordnung der 
Glücksspielaufsichtsbehörde oder bei konkreten Anhaltspunkten für Abweichungen, 

• sowie die Verpflichtung des öffentlichen Notars, der Glücksspielaufsichtsbehörde oder 
einem Gericht auf förmliches Verlangen den zuletzt freigegebenen und hinterlegten 
Systemstand samt den zugehörigen Prüf- und Freigabeunterlagen unter Wahrung 
gesetzlich geschützter Geschäfts- und Betriebsgeheimnisse in beweissicherer Form zur 
Verfügung zu stellen. 

 
Eine derartige Regelung würde die bereits im Glücksspielgesetz verankerte Funktion 
unabhängiger notarieller Kontrolle konsequent an die technischen Gegebenheiten digitaler 
Spielsysteme anpassen und weiterentwickeln. Während bei klassischen Lotterien die 
ordnungsgemäße Durchführung der Ziehung im Mittelpunkt der notariellen Aufsicht steht, würden 
im Bereich des Online-Glücksspiels die Integrität des technischen Prüf-, Freigabe- und 
Hinterlegungsprozesses sowie die fortlaufende Übereinstimmung des tatsächlich eingesetzten 
mit dem freigegebenen Systemstand abgesichert. Damit bliebe das Niveau unabhängiger 
Kontrolle auch unter den Bedingungen vollständig digitaler Spielsysteme gewahrt. 
 
Der öffentliche Notar wäre damit die zentrale öffentliche Vertrauens- und Freigabeinstanz und 
Herr des gesamten Verfahrens. Ihm oblägen dessen unabhängige Leitung, die ordnungsgemäße 
Durchführung, die rechtliche und formelle Prüfung, die eindeutige Identifizierung und 
Integritätssicherung des freigegebenen Systemstandes, dessen gesicherte Hinterlegung sowie 
die Veranlassung und Überwachung der Folgeprüfungen. Die inhaltliche technische 
Konformitätsprüfung und die fachliche Verantwortung für deren Ergebnis oblägen dem vom 
Notar beigezogenen technischen Sachverständigen. Auf Grundlage eines positiven technischen 
Gutachtens würde der Notar die für den Einsatz des Systemstandes zwingend erforderliche 
notarielle Freigabebestätigung ausfertigen. 
 
Ein derartiges Zusammenwirken von öffentlichem Notar und technischem Sachverständigen 
entspricht bewährten gesetzlichen Prüfmodellen, in denen bei technisch geprägten 
Sachverhalten die fachliche Beurteilung durch unabhängige Sachverständige mit einer 
eigenständigen öffentlichen Verfahrens-, Dokumentations- und Beweissicherungsfunktion des 
Notars verbunden wird. Dadurch werden technische Fachkompetenz, unabhängige Kontrolle und 
öffentliche Glaubwürdigkeit in sachgerechter Weise miteinander verbunden. Die 
aufsichtsrechtlichen Zuständigkeiten der Glücksspielaufsichtsbehörde bleiben davon unberührt. 
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Die Übertragung der operativen Prüf-, Dokumentations- und Beweissicherungsaufgaben auf den 
öffentlichen Notar würde zugleich die Glücksspielaufsichtsbehörde entlasten, ohne deren 
hoheitliche Aufsichtsbefugnisse zu berühren, und damit zu einer effizienteren Vollziehung sowie 
zu einer Verringerung des staatlichen Verwaltungsaufwands beitragen. 

Darüber hinaus erlaubt sich die Österreichische Notariatskammer auf einen legistischen 
Anpassungsbedarf hinzuweisen: 

§ 16 Abs 10 Glücksspielgesetz verweist derzeit unter anderem auf „Ziehungen im Sinne des § 
13“. Nach geltender Rechtslage betrifft § 13 die mehrstufigen Ausspielungen. Nach dem 
vorliegenden Entwurf sollen diese künftig in § 12b geregelt werden, während § 13 künftig das 
Online-Glücksspiel zum Gegenstand haben soll. Der Verweis in § 16 Abs 10 wurde jedoch nicht 
entsprechend angepasst. 

Dadurch würde die Bestimmung künftig formal auf § 13 und damit auf das Online-Glücksspiel 
Bezug nehmen, obwohl die bestehende Regelung ersichtlich weiterhin auf Ziehungsvorgänge 
abstellt. Aus Gründen der Rechtsklarheit erscheint daher zunächst eine Anpassung des 
Verweises von § 13 auf § 12b geboten. 

 
Mit vorzüglicher Hochachtung 

 
 
 
 
 

Hon.-Prof. Dr. Claus Spruzina 
(Präsident)  

 


